
Der Umfang der Nachversicherungspflicht für Ordensleute

Von Bernward Hegemann Köln

In der bisherigen Diskussion ber d1ie Nachversicherungspflicht der Or-
densleute stand fast Tl D die ra 1 Vordergrund: Ist die Nachversi1i-
cherungspflicht überhaupt berechtigt? ersto S1e nicht das Selbst-
bestimmungsrecht der Kirche? Müssen deshalb diese Gesetzesbestimmun-
Sch nıicht q1Is nichtig angesehen werden? Unabhängig die vielfäl-
tıgen emühungen AuUt re Anfechtung der Nachversicherungsbe-
stımmungen so1l 1er untier sozlalrechtlichem Aspekt der Umfang un! Inm=
halt dieser Nachversicherungspf{flicht kommentiert werden.

Zunachst Sind ein1ıge wichtige Begriffsunterscheidungen voranzustel-
len (nach Ocker, „Die Nachversicherung VO  } ausgeschiedenen Mitglie-
dern geistlicher Genossenscha{ften“, USW.; Inaugural-Dissertation der
Unıversiıitat Köln, Selbstverlag 19062; 5

Personen, die überhaupt nicht untfier die Grundregel der Versiche-
rungspflicht fallen, sSind RC versicherungspflich-
O  66
Personen, die untier die Grundregel fallen, ohne daß eine Ausnah-
mevorschrift vorliegt, S1ind „vVe rsicherunNn SC
ersonen, die untier die Grundregel fallen, aber durch eine gesetZ-
lLiche Ausnahmevorschrift VOI der Versicherungspflicht ireigestellt
sSind, sSind „Vversicherungsfrei.“
Personen, die unter die Grundregel fallen, aber nach einer Aus-
nahmevorschrift qauti ra VO  3 der Versicherungspflicht befreit
worden Sind, sind „ versicherungsbefreit“

Z) Die Nachversicherungspf{licht für ausscheidende Ordensangehörige ıst
1mM 9, ADbDs Q, ANZ  e un! 22 Abs J, RVO statulert. Für die Beur-
teilung des Zeitraumes, TUr den die Nachversicherung durchzuführen 1ST,
sind Art Z 4, Abs un:! Art Z 3, Abs mıiıt
heranzuziehen. Damıt SiNnd aber auch Z Z (m AVG un MZZU Abs
IL, Z1iff RVO angesprochen
Dıie Bestimmungen ber die Nachversicherungspflicht Von aus-
scheidenden Ordensmitgliedern gelten ab März 1957 Eın Faktum
STEe damit als sicher fest, Nur bei einem usscheiden nach dem
Marz 1957 kommt eine Nachversicherung 1ın Betracht.
ber nach den enannten YTLkein der Neuordnungsgesetze WwIird untier
bestimmten Voraussetzungen die Pflicht ZUTr Nachversicherung auch
auft Cie vorhergehenden Zeiten ausgedehnt Dıiese egelung hat
terschiedli  en Auffassungen geführt cker ın seinem Kommentar-
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werk ‚,Sozialversicherungsgesetze“ geht qauft unNnseIrIe spezielle Frage, bis
w annn sich die achversicherung zurückerstrecken kann, nıcht elin. Er
stellt 1Ur fest, daß 1ne Nachversicherung nıcht möglich 1St, W ennn das
Ausscheiden AaUuUS der versicherungsireien Beschäftigung \VÄONG dem
Oktober 1923 rfolgt ist Diese Feststellung A sich aber 1LUFr autf die
achversicherung VO  - ausgeschiedenen Angehörigen des offentli  en
ienstes beziehen. Mangels fehlender Einzelabhandlungen IMuUuSsSen WITr
selbst aus dem Textbefund die rage klaren
Bocker a.a.0 d scheint die Ansıcht vertreten, daß die 7e11-
raumliche Wirksamkeit der Nachversicherung nıicht ber den Tag des
Inkrafttretens der Gesetze, also Der den Marz 1957 hinaus-
reicht. 1Ine Nachversicherung für Ordensleute fUur die eıt VOL nkraft-
treten der Neuregelungsgesetze ame TE unter ZW el Voraussetzungen
1ın rage Es mu unter dem alten echt {Uur diese ersonen Versiche-
rungsfreiheit bestanden en un! diese Versicherungsireiheit muß
mi1t UCKS1C| aut die Gewährleistung einer lebenslänglichen ersor-
SIM durch die Ordensgemeinschaft eingeraäumt worden Se1IN. ber
diese Bedingung können WIr schon qußer acht lassen, enn genugt
der Nachweis, daß Ordensleute nicht versicherungs{irel oder m1t
anderen Worten Ordensleute nicht versicherungspflichtig. Denn
eine Versi:  erungsfireiheit SETZ zumindest untier der Herrschait des
alten Rentenrechts eın versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhält-
n1s VOLaus Die Rentengesetze en aber VOT dem Marz 1957 eın
olches überhaupt abgelehnt, da die Tätigkeit eines Ordensmitgliedes
innerhal seliner klösterlichen (jemeinschafit nıcht aut arbeitsrechtli-
chen Bedingungen beruhte Das alte Rentenrecht en  1e. nämlich keine
Bestimmung, die die Ordensleute VO  - der Rentenversicherungspflicht
eiIreıite Die Bestimmungen des Z ( AVG un! des Z Abs
Za I, Sind erstmalıg e die Rentenneuregelungsgesetze VOIN 1957
ın das AVG bzw ın die RVÖO aufgenommen worden. ber auch ler
wird 1U  — IUr einen kleinen WTl VO  } Ordensleuten gleichzeıtig eine
grundsätzliche Versicherungspflicht un:! untier estimmten Vorausset-

eine Versicherungsfreiheit ausgesprochen. Damıt sind aber nach
WI1e VT Ordensleute, bıs auf die schar umgrenz{te Ausnahme, icht
versicherungspf{lichtig. Der-Zustand ın der Vergangenheit besteht also
auch heute och weiıter. Deshalb ist festzuhalten, daß für Ordensleute
eiıne Nachversicherung Tur die eıt VOLIL Inkrafttreten der Neuregelungs-
gesetze echtlich nicht möglich 1st, er auch nicht 17 Betracht kom-
1NeN kann, weil bel Ordensleuten 1ın der Vergangenheit Za keine Ver-
sicherungsfreihe1t vorgelegen hat, die ja ihrerseits das grundsätzli Be-
stehen der Versicherungspflicht voraussetzt

Diese Au{ffassung wird durch den exft der Neuregelungsgesetze selbst
gestüutzt. Denn 1n Art Z 4, Abs un! Art Z 3 Abs
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el ‚„Scheiden Personen aus eıner versicherungsireien
Beschäfitigung nach dem Inkra{fttreten dieses (;esetzes aus  6 ist eine
achversicherung auch ber den 1957 hinaus vorzunehmen, ‚„ WEeNN
1n dieser Ze1t (d nach den damalıgen Rentenversicherungsgesetzen)
Versi  erungsfreiheit bestand.“

Man könnte einwenden, daß die rage nach dem zeitlichen usmaß der Nach-
versicherung I1UT Q UuUS Q, A  (# DZW. 12 RV' beantwortet werden kann.
OIal wird gesagtT, daß die achversicherung füur die Zeit durchzuführen sel,
am der S1e Qus überwlegend rel1igı10sen der sittlichen Beweggründen be-
schäftigt waren“. Daß diese Z 1ne Zeit Se1in muß, Cd1e nıcht VOI dem IM-
kra  TrTeien der Neuregelungsgesetze liegen darf, ergäbe sich dUsSs dem Wort-
laut nicht Denn Del dem UV: genanntien ext der Neuregelungsgesetze han-
dele sich 1Ne Sonderregelung Tür beschäftigte Arbeitnehmer, d1ıe N1ıC

jedenfalls nıCcı hne welteres auf Ordensleute übertragen werden könne.
ESs sel zunachst der zweite eil des Einwuris beantwortet. Die Sozlalversiche-
rungsgeselze dienen dem Schutz der Arbeitnehmer, H der Personen, die 1n
einem Beschäftigungsverhältnis stehen Man kann ruhlg das Beschäftigungs-
verhältnis als Angelpunkt der SOzlalversicherungspilichtigen Vorschriften
sprechen. TIrotzdem Iinden sich 1n diesen Gesetzen Bestimmungen über die
Versicherungspflicht DZWw. Nachversicherungspiflicht VO Ordensleuten, obwohl
diese nıck 1n einem Beschäftigungsverhältnis stehen Damit ist Z ersten
Male die bisherige Rechtssystematik der Sozlalversicherungsgesetze durchbro-
nen worden. Denn ın den anderen Fallen, 1ne Nachversicherungspflicht
verfügt ist, laßt sich die Tätigkeit dieser nachversicherungspflichtigen Personen
auftf e1n Beschäftigungsverhältnis zurückiühren om1 darf IMNa  S nicht anneh-
mMen, daß der Gesetzgeber die bisherige Rechtssystematik aufgeben will,
Giunsten e1Nes allgemeinen CAUuLZes der unselbständig Tätigen Deshalb mu
wohl geschlossen werden, daß per fictionem 1Ur1Ss die ausgeschiedenen Or-
densmitglieder betrachtet werden, als ob S1e 1n einem Beschäftigungsver-
haltnıs estanden hätten Eine andere Interpretation bietet sich Ur hiler nicht

Zwar konnte INa  5 mıt Bocker (a.a.0 28) als 1Inn un wecl der Nach-
versicherung der Ordensleute eruleren, daß die ausscheidenden Mitglieder VOI

Benachteiligung MIR ihre gemeinnützige Tatigkeit geschützt werden sollen
Aber die intentlo legislatoris NO Yl lex, wobeil INd.  S ruh1lg die VO Bun-
desverfassungsgericht aufgestellten Grundsätze Der die Interpretation der (3E-
Sseize erinnNern darfT, (Urteil VO Zl 1952, BVGE, Band 299)
Auf den ersten e1l des kinwuris übergehend, mMu. hier das rgumen qge-
bracht werden, daß Gesetze 1mM Allgemeinen keine rückwirkende Ta haben
können, der Staatsbürger MU. die auf 1n fallenden Iiinanziellen Belastungen
vorhersehen können. Dazu das Landessozialgericht Nordrhein- Westfalen
in einem rechtskraftigen Urteıil VO JYul 196  G ( An 734/59) QuUS, daß
nach der Rechtssprechung des Bundesverfassungsgerichtes TUCKWIrken: bela-
stende Gesetze ann als gültig anerkannt werden mussen, die Betrofie-
He  Z nach der rechtlichen Situation 1n dem Zeitpunkt, auf den der Eintritt der
Rechtsfolge VO Cesetz zurückbezogen WITd, mit dieser egelung rechnen
mußten, ihr Vertrauen auf die rühere Rechtslage 1Iso nıCc schutzwürdig Wa  —-
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ıe Au{fgabe, den Personenkrels umschre1iben, der vVon der Nachver-
sicherungspflicht erfaßt WIrd, 1st dagegen schwier1ger. D)Iie Kommen-
tarwerke den ÖS 1252 RVÖO un AVG sind mehr qals dürftig. Doch
1äßt sich schon prior1ı 9 da ß 1ler auft die egrıffe Mitglieder
Krankenpf{lege, Unterricht, Gemeinnützige Tatigkeiten un qauft den
Passus ‚„ dUuS überwiegend relig1ösen oder sittlichen Beweggrüunden  C6
kommt. Wesentlich wird unNs el ın der Sacherkenntnis eine Bestim-
mMung weiterhel{fen, die bereits ın die RVO U der Fassung VO 19
1911 als 172, Z uinahnme gefunden hat

„Mitglieder geistlicher Genossenschaf{iten, Dıiakonissen, UulSs!  WEe-
Stern : annlıche ersonen, wenn S1Ee sich AausSs relig1ösen oder SiftN-
chen Beweggründen mi1t Krankenpilege, Unterricht oder anderen
gemeinnutz1ıgen Tätigkeiten bes  äftigen D SINd 1ın der Kranken-
versicherung versicherungsfrei.

urch das (esetz VO 19 199253 erhielten diese Bestimmungen ann
ihre och heute geltende Fassung, nach der ın der Krankenversicherung
Versicherungsfreiheit besteht f{uür

„Mitglieder geistlicher (jenossenschafiften wenn S1e sıch AUus

überwiegend religiösen oder sittlichen Beweggründen mıit Kran-
kenpflege, Unterricht oder anderen gemeıinnützigen Tätigkeiten
bes  äftigen “

ach kanonischem echt sind Postulanten un Novızen noch keine
Mitglieder der Ordensgenossenschaft. icht mehr Mitglieder der Or-
densgenossenschaft S1INd solche, die mi1t Ablauf ihrer Profeß den Or-

Die nachfolgenden Erörterungen 1n der Begründung diesem Urteil machen
deutlich, daß Cd1ie katholischen en nıCc amı rechnen konnten, „daß der
Gesetzgeber eines ages 1 Zuge der Verwirklichung des sozlalen Rechtsstaa-
tes uch diesen Personen die ihnen nach den Girundsätzen des SOzlalen Rechts-
staates zukommende Rechtsstellung einraumen würde”. Denn anders als bei
den CGieistlichen un sonstigen Bediensteten der als Offentlich-rechtliche Körper-
schaften anerkannten Religionsgemeinschaften wurden die katholischen (JrT-
den erstmals un WAaT 1S5CH wı1ıe rechtlich VÖLLLG unvorbereitet VOT
die Nachversicherungspflicht ihrer ausgeschiedenen Ordensangehörigen YC-
stellt
Hinzu kommt, daß die gesetzliche Bestimmung über die Nachversicherungs-
pflicht VO ausgeschiedenen Ordensleuten ıne Ungleichbehandlung herbei-
führt Die nach dem 1957 ausgeschiedenen Ordensmitglieder SINnd besser
geste als jene, die VOT diesem ichtag ausgeschieden S1INd. Aber gerade 1n
den Übergangsbestimmungen den Neuregelungsgesetzen hat der Gesetzge-
ber die bisherige ungleichmäßige Behandlung der Beamten USW., die nach dem

Oktober 1923 ausgeschieden sfnd, beseitigt. Daraus O19T, daß die Nachver-
sicherungsbestimmungen fur Ordensleute Sul generis S1INd. S1ie mussen Iso
einer SIN  en, Ngen Interpretation unterliegen. Sonst wäre der außere
Einfluß au die freie, moralische Ents  eidung e1nes Ordensmitgliedes groß
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den verlassen haben oder die auft TUn einer rechtswirksam (ON E
denen Dispens, eiıner Erklärung nach CHa.  > 646 bzw. durch eın
rl  erliches Urteil AQus dem en ausgeschieden S1Nnd. Das Kirchenrech
kennt als olches eın faktisches usscheiden aus dem rden, 1Ur eın
rechtsgültiges. Letzteres Faktum 1st aber eitlich bestimmen.
Das Sozlalversicherungsrecht hat als Kernbegriff den des eschäaf{fti-
gungsverhältnisses. Hierauft basılert auch die Nachversicherungspflicht.
[iese Kombination annn jedoch nicht qauft die Nachversicherungspf{flicht
der Ordensleute angewandt werden, S1e ist bsolut eigener Art un!
wird mıit der sozlalen Sicherstellung motivliert. Das Sozlalversiche-
rungsrecht hat TI die Tendenz, Beschäftigungsverhältnisse primar
nach den tatsä Verhältnissen beurteilen. DIiese Tatsäch-
ichen ausgerichtete Betrachtungsweise konnte azu ihren, daß IN9a.  ;

auch Postulanten und Novızen als Mitglieder der Ordensgenossenschaf{-
ten ansıieht. Doch KOLz des en Alters des 1 RVÖO liegen Aa
Außerungen oder Entscheidungen VOrL,; WeTr als itglie anzusehen ist.
Deshalb ıst nach W1e VOL unNnseITe Posıtıon, Postulanten un! Novizen
Sind nıicht Mitgliıeder elnes Ordens, unerschüttert. Denn auch ın der
Wir  eit des Alltags sind die tatsä  5 Verhältnisse eines Po-
stulanten oder elines Novizen wesentlich anders als die eines Trdens-
mMannes. Denn der en ann nıcht ber einen Postulanten oder No-
vizen un! dessen Tätigkeit ın gleicher W eılse W1E bei einem Professen
verfügen. Auch dieses Argument 1ın sich genugt schon, die Nach-
versicherungspflicht auszuschließen. Dieses weilıter auszuführen, 1st aber
£e£1mM gegenwärtigen an der Erorterung nicht notwendig. Eın elge-
NneTr Artikel soll auf diesen speziellen 1a naher eingehen. Schwilier1-
Ser iıst die ra nach der zeitlichen 1xlierung des UuUSs  eldens
ıne Unterscheidung wird den Fragekomplex eingrenzen. Eın Ordens-
mitglie annn namlich willkürlich un! entgegen den Bestimmungen
des kanonischen Rechts die Ordensgemeinschaft verlassen, oder
cheidet rıte, entsprechend den Bestimmungen des kanonıschen
echts Aaus dem Ordensverband Au  N Im letzteren stiımmen 110O7T-=

malerweise der Zeitpunkt des faktischen un echtlichen Ausscheidens
überein, twalge Überschneidungen beziehen sich auti einen kleinen
Zeiıtraum und können deshalb außer acht gelassen werden. Damiıt ha-
ben WI1Tr uns A noch miıt dem willkürlichen Ausscheiden e1ines (Or=
densmitgliedes oder mit selner Apostasıe wird dieses Faktum
kirchenrechtlich benannt tun Hıer stimmen der Zeitpunkt des
rechtlichen un des aktischen Ausscheidens nNn]ıe überein.
Ocker (a.a.O., 39) weilist darauf hin, daß das Tatbestandsmerkmal
„ausscheiden“ der beamtenrechtli  en orstellungswe. entstamm Be-
rücksichtigt Man, daß das Sozlalversicherungsrecht die tatsä  en
Verhältnisse eines Ausscheidens nicht nach beamten- oder dienstrecht-
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ıchen Bestimmungen beurteilft, sondern nach den tatsä:  en Ver-
hältnissen, 1sSt vermuten, daß 1090828  - 1er verfahren wird.
Demnach ware eın usscheiden gegeben, wenn der en nicht mehr
die acht ausuüuben kann, ber die Person un: die Täatigkeit Sse1INeSs Miıt-
gliedes ei1ınden Das SETZ andererseits VOTIQaUS, daß das Ordensmit-
glie selinerselts icht mehr bereit 1ST, 1n die (Gemeinschaft zurückzu-
kehren un dort atıg werden. Akzeptiert INa diese Position,
wIird die echtsordnung VO  ® der einseitigen un willkürlichen Setzung
VON Wakten angıg gemacht. Im Grunde wurde INa el den Ver-
tragsbrecher gunstiger tellen, qals den, der den Vertragsbruch erleiden
muß uberdem ist edenken, daß der en noch die VerIiugungs-
acht besitzt, Al hat sich das ohne Beachtung der echtsordnung AaUS-

geschiedene itglie dieser Verfügungsmacht entzogen. ber auch e1n
desertierter Soldat bleibt Soldat un wird rel  1C| mı1t en Konse-
QUENZEIN als solcher behandelt
In dem rechtskräftigen Urteil des Landessozialgerichtes Nordrhein-
Westfalen VO Junı 1963 (Az An 734/59) o1g der vierzehnte
Senat nachstehenden Grundsätzen:
„„Das usscheiden des Klägers AUS der Bes  afitıgung (1Im kirchlichen
Dienst) ergibt sich aus den versicherungsrechtlich allein maßge  ichen
tatsachlichen Verhältnissen“. uch 9, Abs T, AVG spricht 1Ur VOIN

einem Ausscheiden aus der Bes  aItıgung, stellt also klar auf die tat-=
sachlichen Verhaltnisse ab Der Sachverhalt ist eindeutig: „Der Kläger
ist se1it nicht mehr (1im irchlichen Dienst) tatıg, un! (die Kirche)
gewährt dem Kläger cse1t dieser eıt keine Bezuge mehr. Damıt ist das
Tatbestandsmerkma des UuSs  eldens Aaus der Beschäftigung rfüullt‘“
Es ist bedauern, daß WI1Tr 1m Deutschen echt mehrere unabhängig
voneinander konstruierte Rechtskreise aben, daß die ın elıner echts-
ordnung formierten Fakten nicht VO'  5 einer anderen echtsordnung,
die I0M Bezug auf diese Tatbestandsmerkmale eitlich spater tatıg WITrd,
Anerkenntnis erlangen.
In ein1ıgen Fällen 1aßt sich der Zeitpunkt des aktischen USsScChe1ldens
e1INes Ordensmitgliedes klar bestimmen. Es gibt auch a.  e ın denen
zwischen dem Verlassen des OSTers un! der Ixlaren Willensbildung
des Ordensangehörigen, iıcht mehr Wa den en zurückzukehren, eın
relativ Jlanger Zeiıtraum verstreicht. Uns scheint, daß die Entschlußfas-
Sung des Ordensmitgliedes, icht mehr 1n den en zurückzukehren,
allein noch nıcht genugt S1e muß nicht TES VO: ausscheidenden (Or-
densmitglied nachweisbar manıifestiert werden, ents  e1idend wird ohl
se1n, WEe@eNnNn der en selbst VOINl dieser Willenserklärung e1ines Ordens-
mitgliedes Kenntnis erhaält
Der beamtenrechtliche Begri{ff des Ausscheidens, auf die Verhältnisse
elnes Ordens übertragen, nthalt zwelı erkmale Das Verlassen der
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klösterlichen (Gemelns  Al un dalß dieses itglie keinen Unterhalt
mehr VO  =) seıner Gemeinschafit 1n AÄnspruch nımmt Im Beamten-
recht 1st das Ausscheiden eın disziplinar-rechtlicher Vorgang, bei der
Ordensgemeinschaft jedoch un gegenüber dieser, e1n einseltiger Vor-
Sa Was ges  © aber ın den Faäallen, ZWar die einseltıge a-
rung des Ordensmitgliedes vorliegt, aber der en nach WI1e VOTLT be-
reıt 1ST, den usscheidenwollenden wılieder uneingeschränkt auizuneh-
MenN, sich ernsthafit dessen Rückkehr bemüht Um noch
chaäarier Der en ist kirchenrechtlich verpill  et, eın aDO-
staslıertes Ordensmitglied wieder aufzunehmen un! ihm den vollen
standesgemäßen Unterhalt gewähren. Deshalb annn ®} nicht -
SCn der Orden gewähre dem ausgeschledenen ıtglie: keinen Unter-
halt mehr, sondern NUL, dal das wiıillkürlich ausgeschiedene Ordens-
mitglie VO en keinen Unterhalt mehr 1n Anspruch nımmt. Muß
deshalb VO  5 dort her nıcht gefordert werden, daß erst dann der 'Tat-
bestand des UuSScCheıldens VerWIr. 1ST, WEeNnNn der en auti rund
der konkreten Umstände das Faktum des Ausscheidens als iırreparabel
ansıeht?

Die rankenpiflege ist nach Peters, andDuc! der Krankenversicherung,
dem WIr ler und in der folgenden Nummer folgen, ıı a0 weıten Sinne

verstehen, die Betreuung Kranker un Pilegebedüriftiger Doch
fallen untier den Begri1{1 Krankenpf{flege nıcht alle Täatigkeiten die 1r-
gendwie 1M Krankenhaus ausgeübt werden, sondern SINnd jene Be-
rufe der Krankenpflege gemeıint, die 1ın rein weltlichen rankenhäu-
SECerMN VO  } Angestellten I Sinne des ANVIG ausgeuü werden. Die Kran-
kenpflege meıint also H  F die Versorgung der Kranken durch fachlich
ausgebildetes Krankenpilegepersonal. Darum gehoren ohl nicht hierher
Personen, deren Pflegemaßnahmen 1m aschen, ın der aunt- un! Zahn-
pflege, 1mMm Wechseln der Betten, 1D der Ernährung, 1n der Entleerung

der Kranken besteht Z den Berufen der Krankenpflege zäahlen
jedoch STAaAatlı gepruüfte Masseure DAl Heilbademeister, Heilgehilfen,
Krankenschwestern, Sprechstundenhelferinnen, Hauspflegerinnen, Apo-
theker-Gehil{fen, aber nicht das kaufmännische erwaltungspersonal
der rankenpflegeanstalten.

Unterricht und Erziehung sind nıcht asselbe Dıe Erziehung ıst N-
ber dem Unterricht der CHLEFE Begri1{if Bel ihr handelt sich VOL Ql
lem die planmäßige Einwirkung ZAUE körperli  en, gelstigen, seeli-
schen oder charakterlichen Formung VO  ®) Kindeırn un! ugendlichen,
aber auch VO  . Erwachsenen, ihnen durch Bildung des Charakters
un des Gemuüuts die DG  ung der gelıstigen un: sittlichen Forderungen
der (;emeılns  an ermoöglichen
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Der Unterricht besteht demgegenüber, logelös VO.  5 einem Erziehungs-
zweck, 1M planmäßigen Lehren, 1n dem Übermitteln VO  5 Wiıssen, Kon-
Nnell un! Fertigkeiten, gleichgültig, ob S sich el SCAUNLS oder
wissenschaf{itliche, künstleris Musik) oder körperliche
(Schreibmaschinenschreiben, Sport, Tanzen, Zeichnen, Handarbeiten)
Gegenstände handelt, gleichgültig auch, ob das Übermitteln VO  = Kennt-
n]ıssen un Fertigkeiten Einzelne oder Gruppen VO  ( Lernenden e_

folgt Da die Bestimmungen der Angestellten- un Arbeiterrentenver-
sicherung gleich sind, ist 1l1er auch das Unterri  en, das D eiıner über-
wiegend handwerksmäßigen Betätigung besteht, (Lehrgesellen)
wähnen.

Der Sozialversicherungspflicht unterliegen alle unselbständigen Per-
die in einem Beschä{ftigungsverhältnıs stehen. 1 ieses generelle

Prinz1ıp kennt aber Einschränkunge un Ausnahmen. Bestimmte Be-
rufe oder Beruisgruppen SINd, weil ihre sozlale Sicherstellung ander-
weıtig gewährleıistet 1St, nicht versicherungspfi{lichtig. Angehorige ande-
Ter Berufe oder Berufsgruppen SINd untfier Anerkenntnis der grundsätz-
ichen Versicherungspilicht 1ın estimmten Faäallen AVAO)  5 dieser freigestellt
oder befreıit. uberdem ist die Zugehörigkeit einem estimmten Be-
rut und damit die Fixlerung dieses Berufsbildes entscheidend {ur die
rage, ob eın unselbständig Beschäftigter 1ın der Arbeiterrenten- oder
Angestelltenrenten-Versicherung versicherungspflichtig ist,

Im Allgemeinen ann INa  e daß In der Sozlalversicherung das
e’inem bestimmten eru gehörende Beruf{fsbild eNS gefaßt wird. 1ıne
achliche Ausbildung oder Qualifikation 1st el Grundvoraussetzung.
SO werden Z qls Lehrer L1LLUTr jene Personen anerkannt, die als sol-
che ausgebi  et sind un! nach allgemeıner Au{iffassung als solche gelten.
Wenn also ın den Nachversicherungsbestimmungen für Ordensleute
wel ganz onkrete, estimmte Berufsgruppen genannt werden, olg
daraus, daß nıcht edwede Tätigkeit VO:  e Ordensangehörigen auf dem
Sektor Unterricht oder Krankenpf{flege der Nachversicherungspflicht
unterliegt, sondern TT jene, die 1ın eın estimmtes, diesen Sek-
oren gehörendes Berufsbild einzuordnen sind und der entspre-
chende eru auch VO  ; Lalen Entgelt ausgeü WIT!  d.
Diese Erkenntnis ist auch IUr das Verständnis des Begriffes ‚andere
gememınnutzige Tätigkeiten“ wichtig. Diese anderen Tätigkeiten können
er nıcht irgendwelche Arbeitsleistungen meınen, sondern 1Ur jene,
die auch bel der usübung eiınes bestimmten Beruftfes Yrbracht werden.
Man muß also den Terminus „Tätigkeiten“ berufsbezogen verstehen.
Das /‘hat Z olge, daß alle Taäatigkeiten VOIN Ordensleuten, die nicht ın
eın weltliches Berufsbild erfaßt werden können, auch nicht der Nach-
versicherung unterliegen.
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Die Erkläarung „andere gemelınnutziıge Tätigkeiten“ bereitet
melsten Schwierigkeiten Was unfier „Tätigkeit“ verstehen 1St,;
konnte bereits 1n der vorhergehenden Nummer abgeklärt werden.
Das Wort „andere Tatıgkeiten“ Jegt nahe, diese a den der Kranken-
pflege un dem Unterricht verwandten Berufen suchen SO auch

165 D RYO auf den Peters 1n seinem Kommentar 072 RVO hin-
welst, unter Nr olgende Berufe auf der Erzıiehung, des Unterri  es,
der Fürsorge, der Kranken- un! Wohlfahrtspflege Der Erzieherbe-
rutf ıst bereits welter oben erläutert worden. Der Ausdruck ‚„ Wohl-
Tahrtspflege“ hat 1MmM 165 D, WI1e sich Aaus dem Textzusammenhang e1I-

g1bt, noch selinen alten ınn bewahrt Wenn INa  5 darunter die moder-
NeTre Horm der Wohlfahrtspflege, die Tätigkeit 10 der sozlalen Arbeit,
ausklammert, wird der wohlfahrtspiflegerische eru sachgleich mıiıt
dem LUrsorgerischen. Den Berufen der Wohlfahrtspflege sind er
ben der Kranken- un Krankenhauspflege 1mM allgemeinen 1Ur noch
die Straffälligen- un Gefährdeten-Fürsorge hinzuzurechnen, sofern
diese Arbeit nicht schon 1ın die allgemeine Fursorge Diıiese ınten-
diert 1ne mit em Ziele der ehebung oder inderung individueller
otlagen un Gefährdungen durchgeführte Hilfstätigkeit ın materieller,
seelischer un! erzieherischer else, die 1mMm allgemeinen organıslert 1st.
en diesen mehr allgemeinen iürsorgerischen Berufen treten heute
die speziellen eINes Jugend- oder Volkspflegers hinzu.
Daß miı1t „andere gemeinnützige Tätigkeiten“ nicht irgendwelche oder
alle Tätigkeiten, die e1n Ordensmann ausübt, S  (eX  emeınt Sind, sondern
1U  — jene Berufe, die 1mM S 165 D, RVO genannt SINd, ergibt sich aus
dem Lextzusammenhang 1m Nachversicherungsparagraphen selbst. Denn
1er werden Ordensleute, Diakonissen un Schwestern VO. oten
Kreuz gleichgestellt. Dıe Mitglieder der beiden letzten Gruppen ben
aber T estimmte gemeinnützige Tätigkeiten aUS, während der T a-
tigkeitsbereich der katholischen en weiıter ist. Der Maßstab, welche
Tätigkeiten der Ordensleute der Nachversicherung unterliegen, wird
damit WG die eruilichen Tatigkeiten bestimmt, welche VO  5 1ako-
nıssen oder Schwestern des Roten Kreuzes ausgeü werden. uberdem
hat er Nachversicherungsparagraph durch seinen geschichtli Y
sammenhang mıit 172 RVO, der 1m 165 RVO seine Erklärung MN-
det, einen Sanz eCNaAu umschriebenen sozlalpolitischen Inhalt, der sich
T auf erzleherische un Lehrberufe, auft pflegerische un! kranken-
pflegerische Beruftfe beschränkt. Wenn jedoch der Gesetzgeber alle mÖO$g-
ichen Tätigkeiten der Ordensleute grundsätzlich der Nachversicherungs-
ch unterwerfen wollte, mußte dieses e1gens ZU Ausdruck Tin-
sScChHh AÄAus dem Sinnzusammenhang uNnseres Textes äaßt sich diese Absicht
weder beweisen, noch vermutfen.
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Daß nach kirchlicher un auch heute allgemeıner Ansıcht die Tätigkeit
der Ordensleute, auch WenNnn S1Ee reın beschaul:ı  er, innerklösterlicher
Art 1St, als gemeinnutz1ıg angesehen wird, braucht 1]1er NUur festgestellt

werden. ach Peters SC  1e der Ausdruck ‚„‚gemeinnützige Tatıg-
keit“ Da Bereich des Sozialversicherungsrechts die Absicht einer (ie-
winnerzielung Au  N Daneben g1Dt noch den steuerlichen (jemeinnut-
zigkeitsbegri{f, der 1mM Steueranpassungsgesetz und ın der Gemeinnut-
zigkeitsverordnung definiert wurde. ‚War ware durchaus begrü-
Ben, WenNnn eın rechtlicher Begriff 1n en Gesetzesmaterilen oder
Rechtsbereichen den gleichen Inhalt hätte, aber rebus S1C stantibus wird
S aum den steuerlichen oder iırchlichen autf den sozlalversiche-
rungsrechtlichen Gemeinnützigkeitsbegrif{f übertragen können. Denn
das Sozlalversicherungsrecht versteht sich Aaus sich selbst, un! seın Ver-
ständnis eıner Gemeinnützigkeit hat e1Ne andere Zielsetzung als das
steuerrechtliche. ber auch die tradierte Erklärung der Kommenta-
oren 12 „eıne gemeinnützige Täatigkeit chließt die Absicht eiıner
Gewinnerzlelung aus  “ geht der Sache vorbel, ennn „„‚Gewinnerzle-
lJung  66 ist eın aufmännischer BegrIi{f, der eine gewerbsmäßige Tatıg-
eit voraussetzt. Das Sozialversicherungsrecht dagegen hat m1T Per-

Un die ın einem Beschäftigungsverhältnis stehen, das NO -

malerweise Entgelt als rundlage des Lebensunterhaltes C -
uüubt wIird.
Es jeg somıt nahe, ıne sachgerechte Explikation versuchen. Sie
biletet sich Aaus dem ext- un:! Sachzusammenhang des Nachversiche-
rungsparagraphen VO  ; selbst In ihm ist VO  } erzieherischen oder
pflegerischen Berufen die ede S1e mussen als Beispiele VO  - geme1n-
nutzıgen Tätigkeiten gelten, und der Begri{ff der „anderen geme1ınnut-
zıgen Tätigkeiten“ 1st untier Berücksi  tigung eben dieser Beispiele
definieren. Dabe!i darti iıcht übersehen werden, daß die erzieherischen
oder pflegerischen Berufe STEeis egenüber Dritten ausgeü werden.
Deshalb Aa eine gemeılınnutzıge Tätigkeit He  — eiNe solche se1n, die
nicht Z der eigenen (Gemeins  ait och Z persönlichen

des Ausübenden erfolgt; S1e ist vielmehr ımmer fremdbezogen.
Dieser remdbezug IS enn die Ausriıchtung auf das Allgemeinwoh
In sich. Da übrigens 1m gesamten Versicherungsrecht den Stellen,

denen VO  5 gemeinnutziger Tätigkeit die ede 1S%, der 'LText Sub-
stantiell der gleiche 1St, scheint unNnserTre rklärung dem Sachverhalt voll
un Sanz entsprechen.

er Einschub 95  US berwlegen relig10sen oder sittlichen eweggruün-
den  C6 sieht gefährlich aQUS, hat aber keine praktische Bedeutung. olche
Motive gehören namlich nicht ın eın Sozlalgesetz, die Kommentatoren
mMessen diesem exfi übr1ıgens auch Q UG fUur den Fall einNne praktische

39()



edeutung Z wenn sich jemand durch INrı die genannten (Ge-
meinschaften eine Unterlage fUur eine Berufsausbildung verschaife
ul Die Ausbildung diesen Berufen unterliegt der Versi  erungs-
pfIlicht; damıiıt Sind WI1r schon außerhal des Nachversicherungsbereiches.
Im übrigen wird bel Mitgliedern VO geistlichen (jenossenschatften 1MM-
InNer das Vorhandensein VO  e religiösen oder sittlichen Beweggründen
unterstellt.

ach Jantz-Zweng, „„Das eue Recht der Kentenversicherung“, 19957,
43, wird die Nachversicherung 1Ur für die nachversicherungspflich-

ıgen Tätigkeiten durchgeführt, die nıcht der Versicherungspflicht
terlagen, oder nach Zl Abs 9 RVO un! Ö, Abs AVG VO  ) der
Versicherungspf{flicht UuS8!  IM! WAar wird die wendung
dieser Bestimmung 1U  r 1ın besonderen Einzelfällen bei Ordensmitglie-
ern möglich se1ın, aber 1st guft, dieses doch m uge enalten

2 . Zus ammenassunNng:
Der Nachversicherungspflicht unterliegen Proifessen, die nach dem

1957 AaUusSs ihrer Ordensgemeinscha{ft ausgeschieden SiNd, un! War TT
fuür den Zeiıtraum, ın dem S1e nach dem 1957 1n den Beru{ifen der
Krankenpfilege, der Erziehung oder ın diesen Nı  en berufli-
chen Täatıgkeiten beschäftigt worden sofern diese Tätigkeit g_
genüber Ordensfiremden ausgeübt wurde. Das Tatbestandsmerkmal des
Ausscheidens muß el entweder echtlich fixiert oder für el! eıle
1SC| irreparabel konstituiert seın.
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